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Die Nachricht des Tages ist
rasch erzählt: Die Universität
BaselerhältvondenbeidenTrä-
gerkantonen in den kommen-
denvier Jahren insgesamt 1Mil-
liarde und 504 Millionen Fran-
ken. Nach dem Baselbieter
Landrat inderVorwochehatam
Mittwoch der BaslerGrosse Rat
dem Leistungsauftrag 2026 bis
2029 zugestimmt und 771 Mil-
lionen bewilligt. Das ist etwas
mehralsderBetragausdemBa-
selbiet (733Mio. Fr.).

Die Politik blickt allerdings
bereits in die fernere Zukunft.
Baselland hat bereits angekün-
digt, die Uni-Finanzierung für
die Zeit ab 2030 überprüfen zu
wollen.DieRegierungenbeider
Basel haben sich geeinigt, hier-
zu eine Arbeitsgruppe einzuset-
zen. Im Grossen Rat sorgen die
Töne aus Liestal für Unsicher-
heit und Ernüchterung.

Er dachte, mit der Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit der Kantone
bei der Verteilung des Restdefi-
zits seien dieDiskussionen vom
Tisch, führte FDP-SprecherDa-
vid Jenny in der gut einstündi-
genDebatteaus.Demseioffen-
sichtlich nicht so. Die Arbeits-
gruppe soll auch untersuchen,
ob der Standortvorteil, der Ba-
sel-Stadt mit 10 Prozent des
Restdefizits in Rechnung ge-
stellt wird, dem tatsächlichen
Nutzen des Kantons entspricht.

Life Sciences in eine neue
ETHauslagern?
Esseinichtsdagegeneinzuwen-
den,dassderWertdiesesStand-
ortvorteils nun untersucht wer-
de, sagte Jenny. «Die Diskus-
sionistallerdingsetwasseltsam,
wennman sich vorAugen führt,
dass Baselland erst vor Kurzem
von sich aus auf den Umzug
zweier Uni-Fakultäten ins Ba-
selbiet verzichtet hat.»

Zuletzt wurden im Umfeld
der Parlamente, aber auch in
den Medien zahlreiche Vor-
schläge herumgeboten, wie die
Uni ab 2030 zumehrGeld kom-
menkönnte.Erbringenunauch
noch seine Schnapsideen ein,

sagte Jenny: EinTeil derUniBa-
sel, zumBeispiel die Life Scien-
ces, könnten in eine dritte ETH
ausgelagert werden.

Die auch in der Baselbieter
Gemeinde-Initiativeenthaltene
Forderung, mit einer Änderung
der Interkantonalen Universi-
tätsvereinbarung (IUV) Nicht-
UnikantonewieAargauundSo-
lothurn stärker zur Kasse zu bit-
ten, wird im Basler Parlament
kritisch beurteilt. Weniger das
Anliegen selbst als dessen Um-
setzbarkeit: Das pointierte
StatementvonSVP-SprecherJo-
ëlThüringdürftedieMehrheits-
meinungaufdenPunktbringen.
«Das ist ein totes Pferd. Es ist
sinnlos, dieses weiterzureiten.»

Wie sich Basel-Stadt bei
einem Rückzug des Baselbiets
verhaltensoll,dürftenochkont-
rovers diskutiert werden. Thü-
ring machte eine Ansage: «Ich
bin nicht bereit, fürAusfälle aus
Baselland einzustehen.» Ähn-
lich äusserte sich Heidi Mück
(Basta). «Klar ist, dass Basel-
Stadtnichtunendlich indieBre-
sche springen kann».

Linke fordern: Parlament
sollmitverhandeln
VorallemvonlinkerSeitewurde
zudem die Forderung laut, die
grossrätlicheBildungs-undKul-
turkommission (BKK) bei den
Verhandlungen mit Baselland
frühzeitig einzubinden. SVP-
SprecherThüringschüttelteden
Kopf:«Wenn100Grossräteund
90 Landräte in die Uni-Ver-
handlungen eingebunden wer-
den – gute Nacht.»

ErziehungsdirektorMustafa
Atici würdigte das Verhand-
lungsergebnis als guten Kom-
promiss. «Für uns ist zentral,
dass die Partnerschaft weiter-
geht.» Er versichere, dass die
Regierung für die nachhaltige
Finanzierung der Uni alle Mög-
lichkeiten prüfen werde. Atici
nimmt auch die Universität in
diePflicht:DiesemüssesichGe-
dankenmachen, inwelchenBe-
reichendieStudierendenzahlen
gezielt wachsen sollen – undwo
nicht. Effizienzgewinne sieht
Atici in einer intensiveren Ko-
operation der Universitäten.

Hans-Martin Jermann
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DerZeitpunkt istZufall.Mitder
politischen Debatte um die
künftige Finanzierung der Uni-
versität startet das Baubegeh-
ren für einen nächsten Bau mit
universitärerNutzung.Aufdem
Rosental-Areal soll ein sechs-
stöckiger Labor- und Bürobau
entstehen. Im «Haus 6», so der
Name des Gebäudes, sind die
Etagenzweibis fünf sind fürdas
Departement Chemie der Uni-
versität Basel reserviert.

Der Bau ist das kantonale
Vorzeigeprojekt für die Trans-
formation des alten Industrie-
areals Rosental, das sich zum
durchmischten Stadtteil entwi-
ckeln soll. Die Finanzierung

übernimmtderKantonausdem
Finanzvermögen. Die Universi-
tät zieht als Mieterin ein. Eben-
erdig soll das Gebäude öffent-
lich zugänglich sein.

Das erste Obergeschoss
wird zur Begegnungszone aus-
gebaut; es soll sowohl für den
universitären Betrieb bereitste-
hen als auch fürDrittmieter, die
etwa für das sechste Geschoss
gesucht sind.

Gemäss Baupublikation be-
tragen die eigentlichen Baukos-
ten 234 Millionen Franken.
Auch wenn die Universität sich
bloss einmietet, wird der Um-
zug dennoch zu einem Kosten-
treiber, der schon heute die De-

batte um die Finanzierung der
Hochschulenach 2030antreibt.

Das Departement Chemie
hat seinenHauptstandort heute
noch auf dem erweiterten
Schällemätteli-Areal im St. Jo-
hann. Die dortigen Gebäude
sind allerdings stark in die Jahre
gekommen. Ob, wie und auch
wann allenfalls auf diesem so-
genannten «Baufeld 4» die De-
partemente Physik, physikali-
scheChemie,Chemie undAna-
tomie neue Arbeitsstätten
erhalten, ist weitgehend offen.

Zumeinen schreckendie er-
warteten Baukosten ab, die
nach der derzeit gültigenMaxi-
mevonderUniversitätgetragen

werden müssten. Vor allem bei
den Immobilienkosten wollen
die Baselbieter auf die Bremse
stehen. Unterstützung würden
sie zum anderen bei den städti-
schen Heimatschützern finden,
die sich vehement gegen einen
Abriss der Gebäude einsetzen.

Wenn voraussichtlich 2029
das «Haus 6» bezugsbereit sein
wird,kannsichdasDepartement
Chemie jedenfalls auf einen län-
gerenVerbleibaufdemRosental-
Areal einrichten. Es wäre nicht
das erste Provisorium, das über-
dauert – auch wenn nicht vorge-
sehen ist, dass Unibauten aus
dem Basler Finanzvermögen fi-
nanziert werden. (cm)

Flughafen vermeldet
wenigerNacht-Starts
Euro-Airport DieZahlder Starts
in der Stunde vor Mitternacht
sei 2024 im Vergleich zu 2019
um60Prozentzurückgegangen
– das berichtet der Euro-Aiport
(EAP). Die Regelung, wonach
Flugzeuge die Parkposition spä-
testens um 23 Uhr verlassen ha-
ben müssen, gilt seit Februar
2022. Die Massnahme zeige
Wirkung, schreibt der EAP. (bz)

E-Bike-Fahrerinmuss
nachUnfall ins Spital
Weil am Rhein Eine VW-Fahre-
rinraubteamDienstagnachmit-
tag inWeil amRheineinerE-Bi-
ke-Fahrerin den Vortritt. Sie
stürzte laut Polizei schwer und
musstemit einemHelikopter in
ein Spital geflogenwerden. (bz)

Die Primarschulen Rittergasse
und Schoren sowie die Sekun-
darschule Sandgruben testen
seit 2014 das sogenannte Kon-
zept des alters- und niveau-
durchmischten Lernens. Dabei
unterrichtet eine Lehrperson
Schülerinnen und Schüler aus
mehreren Klassen im gleichen
Schulzimmer. Dies unabhängig
ihres Alters und differenziert
nach ihrem Entwicklungs- und
Lernstand.

Weil es sich lediglich um
Versuche handelt, dürfen die
drei Standorte das Modell nur
noch bis Ende 2026/27 fortfüh-
ren.Der Regierungsrat erachtet

die Pilotversuche an den drei
Schulstandorten als erfolgreich
und beantragte dem Grossen
Rat eine Anpassung des Schul-
gesetzes. Mit der Änderung er-
halten alle Schulen im Kanton
die Möglichkeit, alters- und
niveaudurchmischten Unter-
richt einzuführen.

Einführungwird freiwillig
bleiben
Bei ihrer Beurteilung stützt sich
die Regierung auf eine Evalua-
tion der Hochschule FHNW,
welchedieErfahrungenderdrei
Schulen ausgewertet hat. «Die
Unterrichtsmodelle werden
weitestgehend positiv bewer-
tet», schreibt die Regierung.

Die SVP stellte sich in derRats-
debattealseinzigeParteigegen
eine Gesetzesanpassung. SVP-
Grossrätin Jenny Schweizer
stellte infrage, obder Inhaltdes
FHNW-Berichts tatsächlich als
positivgewertetwerdenkönne.
Zudem sei das Modell sehr an-
spruchsvoll für die Lehrperso-
nen. Es brauche viel mehr
Kraft, Energie und Vorberei-
tungszeit, sagtesie:«Wiesosoll
ein System denWeg ins Gesetz
finden, welches die Lehrperso-
nen eher abschreckt als an-
lockt?»

SP-Grossrätin Sasha Maz-
zottimerktean,dasssichKinder
unterschiedlich schnell entwi-
ckeln würden. Zudem passe

Zara Zatti auch der traditionelle Unter-
richtnichtfüralle.Esseiwichtig,
dass verschiedene Modelle an-
geboten würden. Und: «Wir
sprechen hier keinesfalls von
einem Systemwechsel. Jede
Schule kann selbst entscheiden,
ob sie das Konzept einführen
will oder nicht. Es gibt also kei-
nenGrund zur Panik.»

DieAnpassungdes Schulge-
setzes wurde mit 81 zu 12 Stim-
men deutlich gutgeheissen.
Möchte ein Standort das neue
Modell einführen, sollen die
Lehr-undFachpersonenbeider
Konzeptentwicklung miteinbe-
zogen und die Volksschullei-
tung danach über das Konzept
informiert werden.

Riehen Beim zweiten Wahl-
gang fürdieBesetzungdernoch
zwei freien Sitze im siebenköp-
figen Riehener Gemeinderat
kommt es wohl zu einem Vier-
kampf. Die SP portiert erneut
ihre zwei Kandidierenden Mar-
tinLeschhornundAnnaVerena
Baumgartner.DieGLPhatihren
KandidatenSergeMeyerbereits
am Dienstag erneut nominiert,
ebenso gab die BürgerlicheAlli-
anz bekannt, dass der bisherige
Felix Wehrli von der SVP noch-
mals antrete (siehe bz von ges-
tern). Der zweite Wahlgang ist
für den 30. November ange-
setzt. Die Meldefrist für Kandi-
daturen endete gestern Abend.
Ob weitere Namen gemeldet
wurden,gibtdieGemeindeRie-
henwohl heute bekannt. (bz)

Der Basler Erziehungsdirektor Mustafa Atici imGrossen Rat. Bild: Michael Fritschi/zvg

«Schnapsideen» für die Zukunft der Uni
Der Grosse Rat bewilligt 771Millionen bis 2029. Falls sich Baselland zurückzieht, soll die Stadt nicht einfach in die Bresche springen.

Chemie-Neubau für 234 Millionen Franken

NachrichtenUnterschiedliches Alter, gleiche Klasse
Neu sollen in Basel alle Schulen altersdurchmischten Unterricht anbieten dürfen.

Vier Kandidaturen
für zwei Sitze


